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SCHRIFTLICHE AUSFERTIGUNG DES AM 12.12.2017 MUNDLICH VERKUNDETEN
ERKENNTNISSES
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Friedrich ZANIER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
XXXX Staatsangehorigkeit Nigeria, vertreten durch Verein Menschenrechte Osterreich, Alser Str. 20, 1090 Wien gegen
den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 28.08.2017, ZI. 1132692405 - 161430585, nach
Durchflihrung von miindlichen Verhandlungen am 30.10.2017 und am 12.12.2017 zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird mit der Mal3gabe als unbegrindet abgewiesen, dass der Spruchpunkt IV nun zu lauten hat: "Einer
Beschwerde gegen diese Entscheidung Uber ihren Antrag auf internationalen Schutz wird gemaf § 18 Absatz 1, Ziffer 3
BFA-Verfahrensgesetz, BGBI. Nr. 87/2012, (BFA-VG) idgF, die aufschiebende Wirkung aberkannt."

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefihrer stellte am 18.10.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz, den er wie folgt begrindete:
Sein Vater sei Oberhaupt eines Kultes gewesen. Nach dem Tode seines Vaters sei er aufgefordert worden, seinem
Vater nachzufolgen und auch Priester dieses Kults zu werden. Er habe dies aber nicht gewollt, weil er Christ sei. Die
Mitglieder des Kults hatten ihn daraufhin verfolgt und mit dem Tode bedroht. Aus Angst um sein Leben habe er
beschlossen, aus seinem Heimatland zu fliehen (AS 9).

2. Am 18.7.2017 fand vor der belangten Behorde eine niederschriftliche Befragung zum Asylantrag statt. Zu seinen
Fluchtgriinden befragt, gab er an, von 2010 bis 2014 in XXXX gelebt zu haben, urspriinglich stamme er aus Edo State.
Sein Vater sei "Chief priest" im Dorf XXXX gewesen. Als dieser 2014 verstarb, bat die Gemeinschaft ihn, dem Vater
nachzufolgen. Er habe sich geweigert, weil er in der Zwischenzeit Christ geworden sei. Daraufhin wurde er von der
Gemeinschaft mit dem Tode bedroht. Von Geburt an bis 2010 habe er in XXXX und von 2010 bis 2014 in XXXX gelebt.
(AS 225). Sein Vater habe ihn detailliert beim Schrein in die Rituale des Kults in XXXX eingefuhrt (AS 226). Er sei unter
Polizeibegleitung in Begleitung eines katholischen Priesters nach

XXXX gegangen, um seinen Vater zu beerdigen (AS 227).

3. Mit dem Bescheid vom 28.08.2017, ZI. 1132692405-161430585, wies die belangte Behtrde den Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
(Spruchpunkt 1.) sowie hinsichtlich des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat
Nigeria (Spruchpunkt I1.) als unbegriindet ab. Zugleich erteilte sie dem Beschwerdefuhrer keinen Aufenthaltstitel aus
berucksichtigungswurdigen Grunden, erliel? gegen den Beschwerdeflhrer eine Rickkehrentscheidung und stellte fest,
dass seine Abschiebung nach Nigeria zulassig ist (Spruchpunkt ll.). Zugleich erkannte die belangte Behdrde einer
Beschwerde gegen diese Entscheidung die aufschiebende Wirkung ab (Spruchpunkt IV).

4. Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerecht erhobene Beschwerde vom 14.09.2017.

5. Mit Schriftsatz vom 18.09.2017, beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt am 20.09.2017 legte die belangte
Behdérde dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde samt Verwaltungsakt vor.

6. Mit Beschluss zu GZ 1417 2171050-1/3 vom 21.09.2017 hat das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde die
aufschiebende Wirkung bis zum Ende der Verhandlung zuerkannt.

7. Am 30.10.2017 und am 12122017 fanden mindliche Beschwerdeverhandlungen vor dem
Bundesverwaltungsgericht statt. In der Verhandlung am 30.10.2017 fand eine Erdrterung des Gesundheitszustands
des Beschwerdeflhrers statt. In der Verhandlung am 12.12.2017 bestatigte er im wesentlichen seine Fluchtgeschichte,

wie er sie vor der belangten Behdrde angegeben hat.



Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Der Beschwerdefuhrer ist volljahrig, ledig, Staatsblrger von Nigeria und bekennt sich zum christlichen Glauben. Die
Identitat des Beschwerdefuhrers steht nicht fest.

Der Beschwerdefihrer leidet unter keinen wesentlichen gesundheitlichen Beeintrachtigungen.
Der Beschwerdefiihrer hat im Zuge seines Asylverfahrens zwei verschiedene Geburtsdaten angegeben (AS 223).

Der Beschwerdefiihrer besuchte in Nigeria sechs Jahre die Grundschule und war in der Landwirtschaft seines Vaters
tatig. Aufgrund seiner Arbeitserfahrung in Nigeria hat er eine Chance auch hinkinftig am nigerianischen Arbeitsmarkt

unterzukommen.

Der Beschwerdefuhrer verfligt Uber familidare AnknUpfungspunkte in Nigeria. So leben seine Schwester, seine Mutter
und sein Onkel noch in Nigeria.

Der Beschwerdefiihrer verfigt in Osterreich (ber keine maRgeblichen sprachlichen, sozialen oder integrativen
Verfestigungen.

Der Beschwerdefiihrer wurde in Osterreich wie folgt strafgerichtlich verurteilt:

LG XXXX vom 28.08.2018 RK 01.09.2018

§ 15 StGB § 83 (1) StGB

§201 (1) StGB

§ 15 StGB § 105 (1) StGB

Freiheitsstrafe 3 Jahre

Dem Beschwerdefiihrer droht im Falle seiner Rickkehr keine Gefahrdung oder Bedrohung in seinem Herkunftsstaat.
1.2. Zu den vom Beschwerdefihrer behaupteten Fluchtgrinden:

Entgegen seinem Fluchtvorbringen kann nicht festgestellt werden, dass dem Beschwerdefiihrer Gefahr durch
Verfolgung auf Grund der Tatsache droht, dass er seinem Vater als Oberhaupt eines Kultes nachfolgen sollte.

1.3 Zur Lage in Nigeria:

Hinsichtlich der aktuellen Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeflhrers sind gegentber den im angefochtenen
Bescheid vom 28.08.2017 getroffenen Feststellungen keine entscheidungsmaRgeblichen Anderungen eingetreten. Im
angefochtenen Bescheid wurde das aktuelle "Landerinformationsblatt der Staatendokumentation” zu Nigeria, Stand
07.08.2017, vollstandig zitiert. Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ist auch keine Anderung eingetreten, sodass das
Bundesverwaltungsgericht sich diesen Ausfuhrungen vollinhaltlich anschliet und auch zu den seinen erhebt.

Das politische System Nigerias orientiert sich stark am System der Vereinigten Staaten; in der Verfassungswirklichkeit
dominieren der Prasident und die ebenfalls direkt gewahlten Gouverneure. Die lange regierende People;s Democratic
Party (PDP) musste nach den Wahlen 2015 erstmals seit 1999 in die Opposition; seither ist die All Progressives;
Congress (APC) unter Prasident Muhammadu Buhari an der Macht.

In Nigeria herrscht keine Burgerkriegssituation, allerdings sind der Nordosten, der Middle Belt und das Nigerdelta von
Unruhen und Spannungen gepragt. Fur einzelne Teile Nigerias besteht eine Reisewarnung, insbesondere aufgrund des
hohen Entfuhrungsrisikos.

Im Norden und Nordosten Nigerias hat sich die Sicherheitslage verbessert; in den landlichen Teilen der Bundesstaaten
Borno, Yobe und Adamawa kommt es aber weiterhin zu Anschlagen der Boko Haram. Es gelang den Sicherheitskraften
zwar, Boko Haram aus den meisten ihrer Stellungen zu vertreiben, doch war es kaum maoglich, die Gebiete vor
weiteren Angriffen durch die Islamisten zu schitzen. Der nigerianischen Armee wird vorgeworfen, im Kampf gegen
Boko Haram zahlreiche Menschenrechtsverletzungen begangen zu haben; die von Prasident Buhari versprochene
Untersuchung blieb bisher aber folgenlos.


https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/15
https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/15

Das Nigerdelta (Bundesstaaten Ondo, Edo, Delta, Bayelsa, Rivers, Imo, Abia, Akwa Ibom und Cross River) ist seit Jahren
von gewalttitigen Auseinandersetzungen und Spannungen rund um die Verteilung der Einnahmen aus den Ol- und
Gasreserven gepragt. Von 2000 bis 2010 agierten in der Region militante Gruppen, die durch ein im Jahr 2009 ins
Leben gerufene Amnestieprogramm zundchst beruhigt wurden. Nach dem Auslaufen des Programmes Ende 2015
brachen wieder Unruhen aus, so dass eine weitere Verlangerung beschlossen wurde. Die Lage hat sich seit November
2016 wieder beruhigt, doch bleibt sie volatil. Insbesondere haben Angriffe auf die Olinfrastrukturen in den letzten zwei
Jahren wieder zugenommen. Abgelegene Gebiete im Nigerdelta sind teils auch heute noch unter der Kontrolle

separatistischer und krimineller Gruppen.

In Zentralnigeria (Middle Belt bzw. Jos Plateau) kommt es immer wieder zu lokalen Konflikten zwischen ethnischen,
sozialen und religidsen Gruppen. Der Middle Belt bildet eine Bricke zwischen dem vorwiegend muslimischen
Nordnigeria und dem hauptsachlich christlichen Siden. Der Ursprung dieser Auseinandersetzungen, etwa zwischen
(Uberwiegend muslimischen nomadischen) Hirten und (Uberwiegend christlichen) Bauern, liegt oft nicht in religidsen

Konflikten, entwickelt sich aber haufig dazu.

Die Justiz Nigerias hat ein gewisses Mal3 an Unabhangigkeit und Professionalitat erreicht, doch bleibt sie politischem
Einfluss, Korruption und einem Mangel an Ressourcen ausgesetzt. Eine systematisch diskriminierende Strafverfolgung
ist nicht erkennbar, doch werden aufgrund der herrschenden Korruption tendenziell Ungebildete und Arme
benachteiligt. Das Institut der Pflichtverteidigung gibt es erst in einigen Bundesstaaten. In insgesamt zwolf ndrdlichen
Bundesstaaten wird die Scharia angewendet, Christen steht es aber frei, sich einem staatlichen Gerichtsverfahren zu
unterwerfen. Der Polizei, die durch geringe Besoldung und schlechte Ausristung eingeschrankt ist, wird oftmals die
Armee zur Seite gestellt. Insgesamt ist trotz der zweifelsohne vorhandenen Probleme im Allgemeinen davon
auszugehen, dass die nigerianischen Behdorden gewillt und fahig sind, Schutz vor nichtstaatlichen Akteuren zu bieten.
Problematisch ist aber insbesondere, dass Gefangene haufig Folterung und Misshandlung ausgesetzt sind.
Disziplinarrechtliche oder strafrechtliche Folgen hat dies kaum. Die Bedingungen in den Haftanstalten sind hart und
lebensbedrohlich. Nigeria halt an der Todesstrafe fest, diese ist seit 2006 de facto ausgesetzt, wobei es in den Jahren
2013 und 2016 in Edo State aber zu einzelnen Hinrichtungen gekommen war. Die Regierung Buharis hat der
Korruption den Kampf erklart, doch mangelt es ihr an effektiven Mechanismen.

Die Menschenrechtssituation in Nigeria hat sich in den letzten 20 Jahren verbessert, schwierig bleiben aber die
allgemeinen Lebensbedingungen. Die Versammlungsfreiheit ist verfassungsrechtlich garantiert, wird aber gelegentlich
durch das Eingreifen von Sicherheitsorganen bei politisch unliebsamen Versammlungen eingeschrankt. Die politische
Opposition kann sich aber grundséatzlich frei betdtigen; es gibt auch keine Erkenntnisse Uber die Verfolgung von
Exilpolitikern durch die nigerianische Regierung. Gelegentlich gibt es aber, vor allem bei Gruppen mit
sezessionistischen Zielen, Eingriffe seitens der Staatsgewalt. Dabei ist insbesondere die Bewegung im Studen und
Stdosten Nigerias zu nennen, die einen unabhangigen Staat Biafra fordert. Daflr treten sowohl das Movement for the
Actualisation of the Sovereign State of Biafra (MASSOB) und die Indigenous People of Biafra (IPOB) ein. Seit der
Verhaftung des Leiters des inzwischen verbotenen Radiosenders "Radio Biafra" im Oktober 2015 kommt es vermehrt
zu Demonstrationen von Biafra-Anhanger, gegen die laut verschiedenen Berichten, unter anderem von Amnesty
International, von den nigerianischen Sicherheitskraften mit Gewalt vorgegangen worden sein soll.

Im Vielvolkerstaat Nigeria ist Religionsfreiheit einer der Grundpfeiler des Staatswesens. Etwa 50% der Bevodlkerung sind
Muslime, 40 bis 45% Christen und der Rest Anhanger von Naturreligionen. Im Norden dominieren Muslime, im Stden
Christen. Religiése Diskriminierung ist verboten. In der Praxis bevorzugen die Bundesstaaten aber in der Regel die
jeweils durch die lokale Mehrheitsbevélkerung ausgelbte Religion. Insbesondere in den Scharia-Staaten ist die
Situation fur Christen sehr schwierig. Die Toleranz zwischen den Glaubensgemeinschaften ist nur unzureichend
ausgepragt, mit Ausnahme der Yoruba im Sudwesten Nigerias, unter denen auch Ehen zwischen Christen und
Muslimen verbreitet sind. Speziell in Zentralnigeria kommt es zu lokalen religidsen Auseinandersetzungen, die auch
zahlreiche Todesopfer gefordert haben. In Nigeria gibt es auch noch Anhanger von Naturreligionen ("Juju"); eine
Verweigerung der Ubernahme einer Rolle als Priester kann schwierig sein, doch wird dies nicht als Affront gegen den
Schrein empfunden und sind auch keine Falle bekannt, in denen dies zu einer Bedrohung geflhrt hatte. Im Stden
Nigerias sind auch Kulte und Geheimgesellschaften vorhanden; insbesondere im Bundesstaat Rivers Uberschneiden
sich Kulte haufig mit StraRenbanden, kriminellen Syndikaten etc. Mafidse Kulte pragen trotz ihres Verbotes das Leben
auf den Universitaten; es wird auch Uber Menschenopfer berichtet.



Insgesamt gibt es (je nach Zahlweise) mehr als 250 oder 500 Ethnien in Nigeria. Die wichtigsten sind die Hausa/Fulani
im Norden, die Yoruba im Stidwesten und die Igbo im Stdosten. Generell herrscht in Nigeria Bewegungsfreiheit und ist
Diskriminierung aufgrund der Zugehdrigkeit zu einer bestimmten Ethnie verboten. Allerdings diskriminieren Gesetze
jene ethnischen Gruppen, die am jeweiligen Wohnort nicht eigentlich indigen sind. So werden etwa Angehdrige der

Volksgruppe Hausa/Fulani im Bundesstaat Plateau diskriminiert.

Generell besteht aufgrund des fehlenden Meldewesens in vielen Fallen die Moglichkeit, Verfolgung durch Umzug in
einen anderen Teil des Landes auszuweichen. Dies kann aber mit gravierenden wirtschaftlichen und sozialen
Problemen verbunden sein, wenn man sich an einen Ort begibt, in dem keinerlei Verwandtschaft oder Bindung zur

Dorfgemeinschaft besteht.

Nigeria verfiigt Gber sehr groRe Ol- und Gasvorkommen, der Grofteil der Bevolkerung ist aber in der Landwirtschaft
beschaftigt. Abgesehen vom Norden gibt es keine Lebensmittelknappheit. Mehr als zwei Drittel der Bevélkerung leben
in absoluter Armut. Offizielle Arbeitslosenstatistiken gibt es nicht, allerdings gehen verschiedene Studien von einer

Arbeitslosigkeit von 80% aus. Die Grof3familie untersttitzt beschaftigungslose Angehdrige.

Die medizinische Versorgung ist mit jener in Europa nicht vergleichbar, sie ist vor allem im landlichen Bereich
problematisch. Leistungen der Krankenversicherung kommen nur etwa 10 % der Bevolkerung zugute. In den
GroRstadten ist eine medizinische Grundversorgung zu finden, doch sind die Behandlungskosten selbst zu tragen.

Medikamente sind verfigbar, kdnnen aber teuer sein.

Besondere Probleme fir abgeschobene Asylwerber nach ihrer Rickkehr nach Nigeria sind nicht bekannt. Das "Decree
33", das eine Doppelbestrafung wegen im Ausland begangener Drogendelikte theoretisch ermdglichen wirde, wird

nach aktueller Berichtslage nicht angewandt.
2. Beweiswurdigung:

Zu oben stehenden Feststellungen gelangt der erkennende Richter insbesondere aufgrund der Eindricke, die er sich

im Verlauf der mindlichen Verhandlungen persénlich machen konnte.
2.1. Zum Sachverhalt:

Zur Feststellung des fur die Entscheidung malRgebenden Sachverhaltes wurden im Rahmen des Ermittlungsverfahrens
Beweise erhoben durch die Einsichtnahme in den Akt der belangten Behdrde unter zentraler Bertcksichtigung der
niederschriftlichen Angaben des Beschwerdeflhrers vor dieser, in den bekdmpften Bescheid und in den
Beschwerdeschriftsatz sowie in das aktuelle "Landerinformationsblatt der Staatendokumentation" zu Nigeria mit Stand
07.08.2017 sowie durch die mundlichen Verhandlungen vom 30.10.2017 und am 12.12.2017.

Die belangte Behorde hat ein mangelfreies, ordnungsgemalles Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der
Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse dieses Verfahrens, die bei der Beweiswurdigung
malgebenden Erwdgungen und die darauf gestutzte Beurteilung der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich
zusammengefasst. Das Bundesverwaltungsgericht verweist daher zunachst auf diese schlissigen und
nachvollziehbaren beweiswirdigenden Ausfihrungen der belangten Behdrde im angefochtenen Bescheid. Auch der
Beschwerde vermag das Bundesverwaltungsgericht keine neuen Sachverhaltselemente zu entnehmen, welche
geeignet waren, die von der erstinstanzlichen Behérde getroffenen Entscheidungen in Frage zu stellen.

2.2. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Die Feststellungen zu seinem Familienstand, seiner Staatsangehdrigkeit und seiner Konfession griinden sich auf die
diesbezuglichen glaubhaften Angaben des Beschwerdefiihrers vor der belangten Behorde.

Die Feststellung zu seiner Straffélligkeit beruht auf einer Einsichtnahme in das Strafregister der Republik Osterreich
vom 08.01.2019.

Hinsichtlich seines Gesundheitszustandes konnte der Beschwerdefliihrer keine Unterlagen beibringen, die eine
ersthafte gesundheitliche Problematik aufzeigen konnten. Vielmehr ergibt sich aus den im Akt befindlichen
medizinischen Unterlagen, dass der BeschwerdefUhrer an keiner wesentlichen gesundheitlichen Beeintrachtigung
leidet.



Da der Beschwerdefihrer den ¢sterreichischen Behdrden keine identitdtsbezeugenden Dokumente vorlegen konnte,
steht seine Identitat nicht zweifelsfrei fest.

Die Feststellungen zur Schulbildung und zur ausgeubten Tatigkeit des Beschwerdefuhrers in Nigeria stitzen sich auf
seine diesbezuglich glaubhaften Angaben vor der belangten Behorde.

Dass der Beschwerdefithrer in Osterreich (iber keine maBgeblichen sprachlichen, sozialen oder integrativen
Verfestigungen verflgt, ergibt sich aus den diesbezuglich glaubhaften Aussagen des Beschwerdefiihrers vor der
belangten Behorde und seiner Aussage im Rahmen der mindlichen Verhandlung vor dem BVwG.

2.3. Zu den vom Beschwerdefihrer geltend gemachten Fluchtgrinden:

Die vom Beschwerdeflhrer behaupteten Bedrohungen durch "Kultisten" im Jahr 2010 sind vage und stehen in keinem
ursachlichen oder zeitlichen Zusammenhang zu seiner Ausreise im Jahr 2014.

Auch die vorgeblichen Bedrohungen rund um die Nachfolge des Vaters bleiben vage und widerspruchlich:

Schilderte der Beschwerdefuhrer vor der belangten Behorde, wie der Vater ihn, den zwischenzeitlich zum Christentum
Zugewandten detailliert in die von ihm einmal zu praktizierenden Handlungen des Kultes einfuhrte, so fuhrte er in der
mundlichen Verhandlung aus, dass er ihm nur hie und da gesagt habe, dass er einst seinen Platz einnehmen solle.
Detaillierte Anleitungen des Vaters hinsichtlich der Rituale gab der Beschwerdefuhrer in der Verhandlung vor dem
Bundesverwaltungsgericht auf ausdrickliches Befragen nicht wieder.

Auch konnte der Beschwerdefuhrer nicht erkldaren, warum er angesichts der Todesdrohungen der Dorfangehdrigen,
die ihn vorgeblich bedrohten, weil er Christ sei, in Begleitung eines katholischen Priesters von XXXX nach XXXX
gegangen sei, um dort seinen Vater zu beerdigen. Der Priester habe dann in XXXX seinen Vater beerdigt. Diese
Bedrohung des Beschwerdeflihrers erscheint nicht glaubhaft, wenn der "Chief Priest" eines Kultes inmitten seiner
Wirkungsstatte von einem katholischen Priester beerdigt werden kann, wahrenddessen der Sohn dieses Priesters, der
Beschwerdefihrer also, auf Grund seiner Konversion zum Christentum und seiner Weigerung, seinem Vater

nachzufolgen, vorgeblich von den Dorfangehdrigen von XXXX mit dem Tode bedroht wurde.

Eine konkrete, ausreichend intensive Bedrohungssituation konnte vom Beschwerdefihrer in der mundlichen

Verhandlung nicht geschildert werden. Vielmehr blieben seine Ausfiihrungen detailarm, blass und vage.

Somit konnte dem gesamten Vorbringen des Beschwerdefuhrers hinsichtlich seiner Begrindung, warum er sein

Heimatland verlassen hat, kein Glauben geschenkt werden.
2.4. Zum Herkunftsstaat:

Bezlglich der Erkenntnisquellen zur Lage im Herkunftsstaat wurden sowohl Berichte verschiedener auslandischer
Behorden, etwa die allgemein anerkannten Berichte des Deutschen Auswartigen Amtes, als auch jene von
internationalen Organisationen, wie bspw. dem UNHCR, sowie Berichte von allgemein anerkannten unabhangigen

Nachrichtenorganisationen, wie zum Beispiel der Schweizerischen Flichtlingshilfe, herangezogen.

Angesichts der Seriositat und Plausibilitat der angefuhrten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese Berichte
auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangigen Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wissentliche Widerspruiche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der

Angaben zu zweifeln.

Ein Abgleich der Landerberichte mit dem aktuellen Stand der Landerinforationen (07.08.2017) zu Nigeria zeigt, dass

sich im Hinblick auf das Vorbringen des Beschwerdefuhrers keine fur ihn nachteilige Situation ergeben hat.
3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zur anzuwendenden Rechtslage:

3.1.1. Die maf3geblichen Bestimmungen des 8§ 3 Abs. 1 und Abs. 3 Ziffer 1, § 8 Abs. 1 Ziffer 1 sowie Abs. 2 und 3, 8 10
Abs. 1 Ziffer 3, sowie § 57 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBI | Nr. 100/2005, in der Fassung BGBI | Nr. Nr. 145/2017, lauten:

"Status des Asylberechtigten


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100

§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht bereits gemal? 88 4, 4a oder 5 zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft
ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Fluchtlingskonvention droht.

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezulglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,

wenn
1.-dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oder

Status des subsidiar Schutzberechtigten

8 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1.-der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

-wenn eine Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher

Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht.

"Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme

§10. (2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmal3ig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich
des 6. Hauptstuckes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal3 § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung
mit einer Ruckkehrentscheidung gemald dem 8. Hauptstuiick des FPG zu verbinden.

"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz"

§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehorigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1.-wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehorigen im Bundesgebiet gemall 8 46a Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehdrige stellt eine Gefahr fir die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des 8 73 StGB entspricht,

2.-zur Gewahrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziiberschreitendem Prostitutionshandel oder

3.-wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmaRig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden kénnen und der Drittstaatsangehodrige glaubhaft macht, dass die Erteilung der

"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist."

3.1.2. Die maligeblichen Bestimmungen des 8 50, 8 52 Abs. 1 Ziffer 1 und Abs. 9, sowie § 55 Abs. 1 bis 3
Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005, in der Fassung BGBI. | Nr. 145/2017, lauten:

"Verbot der Abschiebung

8 50. (1) Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europaischen
Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBI. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum

Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Gber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wiirde oder fur sie als
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Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden ware.

(2) Die Abschiebung in einen Staat ist unzuldssig, wenn stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dass dort ihr
Leben oder ihre Freiheit aus Grinden ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalitat, ihrer Zugehdrigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Art. 33 Z 1 der Konvention Uber die
Rechtsstellung der Fluchtlinge, BGBI. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls Uber die Rechtsstellung der
Fluchtlinge, BGBI. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative @ 11 AsylG 2005).

(3) Die Abschiebung in einen Staat ist unzuldssig, solange der Abschiebung die Empfehlung einer vorlaufigen
MaRnahme durch den Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte entgegensteht.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)
Ruckkehrentscheidung

§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Riickkehrentscheidung zu erlassen,

wenn er sich
1.-nicht rechtmal3ig im Bundesgebiet aufhalt oder

2.-nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Ruckkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(9) Mit der Ruckkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen gemaf}
8 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in
den der Drittstaatsangehorige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehdrigen zu vertretenden Grinden
nicht moglich ist.

3.1.3. Die mal3geblichen Bestimmungen des § 18 BFA-Verfahrensgesetz,BGBI. | Nr. 87/2012 zuletzt geandert durch
BGBI. I Nr. 145/2017, lauten:

8§ 18. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz kann
das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (8 19) stammt,

2. schwerwiegende Griinde die Annahme rechtfertigen, dass der Asylwerber eine Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit
oder Ordnung darstellt,

3. der Asylwerber das Bundesamt Uber seine wahre Identitdt, seine Staatsangehorigkeit oder die Echtheit seiner
Dokumente trotz Belehrung Gber die Folgen zu tduschen versucht hat,

4. der Asylwerber Verfolgungsgriinde nicht vorgebracht hat,
5. das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht,

6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
Ruckkehrentscheidung, eine durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot erlassen worden
ist, oder

7. der Asylwerber sich weigert, trotz Verpflichtung seine Fingerabdriicke abnehmen zu lassen.

Hat das Bundesamt die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt, so ist Abs. 2 auf diese Falle nicht anwendbar. Hat das
Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkannt, gilt dies als Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer
Beschwerde gegen eine mit der abweisenden Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz
verbundenen Ruckkehrentscheidung.

(2) Die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine Ruckkehrentscheidung ist vom Bundesamt

abzuerkennen, wenn

1. die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehorigen im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich
ist,

2. der Drittstaatsangehorige einem Einreiseverbot zuwider in das Bundesgebiet zurtickgekehrt ist oder
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3. Fluchtgefahr besteht.

3.2. Rechtmaligkeit des angefochtenen Bescheides:
3.2.1. Zur Nichtgewahrung von Asyl (Spruchpunkt |. des angefochtenen Bescheides):

GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemal? §§ 4, 4a oder 5 leg. cit. zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel 1 Abs. A Ziffer 2 Genfer
Flichtlingskonvention droht (Vergleiche auch die Verfolgungsdefinition im § 2 Abs. 1 Ziffer 11 AsylG 2005, die auf
Artikel 9 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates verweist).

Im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 der Genfer Flichtlingskonvention ist als Fliichtling anzusehen, wer sich aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstande aulRerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlickzukehren.

Zentraler Aspekt der in Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 Genfer Fluchtlingskonvention definierten Verfolgung im
Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegrindet sein, wenn sie
im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv
nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich
firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten
wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende personliche
Sphére des einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit
der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der
wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Méglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VwGH vom 06.10.1999, ZI. 99/01/0279).

Auch wenn in einem Staat allgemein schlechte Verhaltnisse bzw. sogar burgerkriegsahnliche Zustande herrschen
sollten, so liegt in diesem Umstand fur sich alleine noch keine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer
Fluchtlingskonvention. Um asylrelevante Verfolgung erfolgreich geltend zu machen, bedarf es daher einer
zusatzlichen, auf asylrelevante Grinde gestitzten Gefahrdung des Asylwerbers, die Uber die gleichermalRen die
anderen Staatsburger des Herkunftsstaates treffenden Unbilligkeiten hinaus geht (VwGH 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).

Wie in der Beweiswurdigung unter 11.2.3. ausfuhrlich dargestellt, vermochte der Beschwerdefihrer keine asylrelevante
Bedrohungssituation glaubhaft zu machen.

Zusatzlich stand dem BeschwerdefUhrer angesichts des begrenzten Wirkungsbereichs des Kults und seiner
Vertrautheit mit den Gegebenheiten seines langjahrigen Aufenthaltsorts XXXX eine zumutbare innerstaatliche
Fluchtalternative zur Verfigung.

Da somit die Voraussetzungen fir die Erteilung von Asyl nicht gegeben sind, war die Beschwerde gemaf3 Spruchpunkt
I. des angefochtenen Bescheides gemalR § 28 Abs. 2 VWGVG als unbegriundet abzuweisen.

3.2.2. Zur Nichtgewahrung von subsidiarem Schutz (Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides):
Dem Beschwerdefiihrer droht in Nigeria - wie umseits bereits dargelegt wurde - keine asylrelevante Verfolgung.

Es gibt keine Anhaltspunkte dafur, dass den Beschwerdefihrer im Falle seiner Riickkehr nach Nigeria die notdurftigste
Lebensgrundlage entzogen und die Schwelle des Art. 3 EMRK Uberschritten ware (zur "Schwelle" des Art. 3 EMRK vgl.
das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16. Juli 2003, ZI. 2003/01/0059). Der Beschwerdefuhrer ist volljahrig,
gesundheitlich nicht wesentlich beeintrachtigt und erwerbsfahig. Er weist eine mehrjahrige Schulausbildung auf und
verdiente sich zuletzt seinen Lebensunterhalt als Mechaniker. Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb er seinen
Lebensunterhalt nach seiner Rickkehr nicht durch die Aufnahme einer adaquaten Hilfstatigkeit bestreiten kénnen
sollte bzw. weshalb er im Falle der Ruckkehr nicht eine staatliche oder private Ruckkehrhilfe in Anspruch nehmen
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sollte. Zudem besteht ganz allgemein in Nigeria derzeit keine solche extreme Gefahrdungslage, dass gleichsam jeder,
der dorthin zurickkehrt, einer Gefahrdung iSd Art. 2 und 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur EMRK

ausgesetzt ware.

Damit ist der Beschwerdeflhrer nicht durch die AuBerlandesschaffung nach Nigeria in seinem Recht gemal3 Art 3
EMRK verletzt, weil die Grundbedurfnisse der menschlichen Existenz im konkreten Fall gedeckt werden kdnnen. Dass
der Beschwerdefiihrer allenfalls in Osterreich wirtschaftlich gegeniiber seiner Situation in Nigeria besser gestellt ist,
genugt fur die Annahme, er wirde in Nigeria keine Lebensgrundlage vorfinden und somit seine Existenz nicht decken
kdnnen, nicht. Hierfur fehlen im vorliegenden Fall alle Hinweise auf derart exzeptionelle Umstande.

AuBerdem besteht ganz allgemein in Nigeria derzeit keine solche extreme Gefahrdungslage, dass gleichsam jeder, der
dorthin zurtckkehrt, einer Gefahrdung im Sinne des Artikel 2 und 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
EMRK ausgesetzt ware. Im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch keine Umstdnde bekannt
geworden, die nahelegen wirden, dass bezogen auf den Beschwerdefiihrer ein reales Risiko einer gegen Artikel 2 oder
3 EMRK verstoRBenden Behandlung bzw. der Todesstrafe besteht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, sodass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes Il. des
angefochtenen Bescheides gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG abzuweisen war.

3.2.3. Zur Ruckkehrentscheidung (Spruchpunkte Ill. des angefochtenen Bescheides):
3.2.3.1. Zur Nichtgewahrung eines Aufenthaltstitels nach & 57 Asylgesetz 2005:

Das Vorliegen der Voraussetzungen fir die Erteilung einer "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" gemaR & 57
Asylgesetz 2005 wurde vom Beschwerdeflhrer nicht behauptet und auch aus dem Verwaltungsakt ergeben sich
keinerlei Hinweise, die nahe legen wirden, dass die Erteilung einer solchen Aufenthaltsberechtigung in Betracht
kommt.

Weder war der Aufenthalt des Beschwerdeflhrers seit mindestens einem Jahr iSd § 46a Abs 1 Z 1 oder 1a FPG
geduldet, noch ist dieser zur Gewahrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Anspriichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren
Handlungen notwendig, noch ist der Beschwerdefiihrer Opfer von Gewalt iSd § 57 Abs 1 Z 3 AsylG.

Da somit die Voraussetzungen fir die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach &8 57 Asylgesetz 2005 nicht gegeben sind,
war die Beschwerde gegen Spruchpunkt lll. des angefochtenen Bescheides - im Umfang des ersten Spruchsatzes -
gemal § 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz als unbegriindet abzuweisen.

3.2.3.2. Zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung und zur Zulassigkeit der Abschiebung:

Da das Asylverfahren negativ abgeschlossen wurde, hat sich die belangte Behdrde zutreffend auf § 52 Abs. 2 Ziffer 2
FPG 2005 gestutzt.

In Weiterer Folge ist eine individuelle Abwagung der berthrten Interessen vorzunehmen, um zu beurteilen, ob ein
Eingriff in das Privatleben des Beschwerdefihrers durch seine Aul3erlandesbringung als im Sinne des Art. 8 Abs. 2
EMRK verhaltnismaRig angesehen werden kann.

Zunachst im Lichte des Art. 8 Abs. 1 EMRK zu bericksichtigen, dass der Aufenthalt des volljahrigen Beschwerdefihrers
im Bundesgebiet seit seiner Einreise in das Bundesgebiet (spatestens) am 18.10.2016 nur etwas mehr als zwei Jahre
gedauert hat (vgl. dazu etwa das Urteil des Europdischen Gerichtshofes flir Menschenrechte vom 08.04.2008, Nnyanzi
gegen das Vereinigte Konigreich, Nr. 21878/06, demzufolge der Gerichtshof es nicht erforderlich erachtete, sich mit der
Frage auseinanderzusetzen, ob wahrend des fast zehnjahrigen Aufenthalts des betreffenden Beschwerdeflhrers ein
Privatleben iS von Art. 8 EMRK entstanden ist).

Es liegen auch keine Hinweise vor, dass der Beschwerdefiihrer in Osterreich im Hinblick auf seine Aufenthaltsdauer
einen derart maRgeblichen Grad an Integration erlangt hatte, der seinen personlichen Interessen ein entscheidendes
Gewicht verleihen wirde. Seine geringen Deutschkenntnisse und sein Mitwirken bei einem FuBballclub reichen nicht
aus, um angesichts seines nur kurzen Aufenthalts in Osterreich eine maRgebliche Integrationsverfestigung darzutun.

Dementgegen kann auch nach wie vor von einem Bestehen von Bindungen des Beschwerdeflhrers zu seinem
Herkunftsstaat ausgegangen werden, zumal er dort den Uberwiegenden Teil seines Lebens verbracht hat und dort
hauptsozialisiert wurde, er nach wie vor seine Muttersprache spricht und durchaus mit den regionalen Sitten und
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Gebrauchen der Kultur seines Herkunftsstaates vertraut ist und ist im gegenstandlichen Fall eine vollkommene
Entwurzelung des BeschwerdefUhrers nicht gegeben. Zudem leben noch seine Mutter und funf Geschwister des
Beschwerdefihrers in Nigeria.

Wiurde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdefihrer erfolgreich auf sein
Privat- und Familienleben berufen kdnnen, so wirde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem
geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen. Uberdies wiirde dies dazu filhren, dass Fremde, die die
fremdenrechtlichen Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen beachten, letztlich schlechter gestellt waren, als Fremde,
die ihren Aufenthalt im Bundesgebiet lediglich durch ihre illegale Einreise und durch die Stellung eines unbegrindeten
oder sogar rechtsmissbrauchlichen Asylantrages erzwingen, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen
unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander fuhren wirde (zum allgemein anerkannten
Rechtsgrundsatz, wonach aus einer unter Missachtung der Rechtsordnung geschaffenen Situation keine Vorteile
gezogen werden durfen, vgl. das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 11.12.2003, ZI. 2003/07/0007; vgl. dazu
auch das Erkenntnis VfSlg. 19.086/2010, in dem der Verfassungsgerichtshof auf dieses Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes Bezug nimmt und in diesem Zusammenhang explizit erklart, dass "eine andere Auffassung
sogar zu einer Bevorzugung dieser Gruppe gegenuber den sich rechtstreu Verhaltenden fihren wirde.").

Im Fall des Beschwerdefiihrers, der keine nennenswerten Integrationsschritte in Osterreich vorzuweisen hat, kommt
hinzu, dass er mit den durch das Landesgericht XXXX am 09.01.2018 rechtskréftig festgestellten Ubertretungen gegen
das Strafgesetzbuch indem er einen anderen am Korper zu verletzen versucht hat, einen anderen zu nétigen versucht
hat und eine ander Person vergewaltigt hat ein Verhalten gesetzt hat, das keine Achtung der (straf)rechtlich in
Osterreich (und insgesamt in der Union) geschiitzten Werte zeigt.

Den persénlichen Interessen des Beschwerdefiihrers an einem weiteren Aufenthalt in Osterreich steht somit das
offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der o6ffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des Fremdenwesens
gegenuUber; diesem gewichtigen 6ffentlichen Interesse kommt aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung
der offentlichen Ordnung (Art 8 Abs 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VWGH 12.03.2002, 98/18/0260; 18.01.2005,
2004/18/0365).

Vor diesem Hintergrund und nach einer individuellen Abwagung der beruhrten Interessen kann ein Eingriff in das
Privatleben des Beschwerdefihrers jedenfalls als im Sinne des Art 8 Abs 2 EMRK verhaltnismaRig angesehen werden.

Die im vorliegenden Beschwerdefall vorzunehmende Interessenabwdgung schlagt somit zuungunsten des
Beschwerdefiihrers und zugunsten des 6ffentlichen Interesses an seiner AuBerlandesschaffung aus.

Zur Feststellung, dass eine Abschiebung gemal3 8 46 in den Nigeria zulassig ist (8 52 Abs. 9 Fremdenpolizeigesetz 2005),
ist auf die umseits stehenden Ausfihrungen unter Punkt A) 3.2.2. zu verweisen.

Die Beschwerde erweist sich daher als unbegriindet, sodass sie auch hinsichtlich der Ubrigen Spruchteile des
Spruchpunkts Ill. des angefochtenen Bescheides gemal3 § 28 Abs. 2 VwWGVG abzuweisen war.

3.2.4. Zur der Aberkennung der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides):

Zur Nichtgewahrung einer aufschiebenden Wirkung wird zundchst festgestellt, dass die die belangte Behdrde in
Spruchteil IV der Beschwerde die aufschiebende Wirkung gemaR 8§ 18 Abs. 1 Z 4 BFA-VG aberkannt hat

Bei Wirdigung des gesamt vorliegenden Akteninhaltes und auch aufgrund der durchgefuhrten Verhandlung vor dem
BVwWG, kommt der erkennende Richter zum Schluss, dass keine die Anwendung von$§ 18 Abs. 1 Z4 BFA-VG
rechtfertigenden Griinde vorliegen, weshalb Spruchpunkt IV des Bescheides vom 04.08.2017 entsprechend zu andern
war, weil der Beschwerdefihrer mit falschen Angaben zu seinem Geburtsdatum das Bundesamt Uber seine Identitat
zu tauschen versucht hat.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
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die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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risk, reale Gefahr, religidse Grinde, Riickkehrentscheidung,
schriftliche Ausfertigung, strafrechtliche Verurteilung, subsidiarer
Schutz, Tduschung, Unzumutbarkeit, Verfolgungsgefahr,
Verfolgungshandlung, wohlbegriindete Furcht
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